
Neuregelungen beim BAföG: Ab August 2019 ist ein vollständiger 
Schuldenerlass möglich – auch für „Altfälle“ 

Mit der BAföG-Reform zum 1. August 2019 wurden nicht nur die BAföG-Leistungen erhöht, 
sondern auch die Rückzahlungsmodalitäten geändert. Erstmals wird im Gesetz ein 
vollständiger Erlass der Darlehensschuld geregelt (§ 18 Abs. 12 BAföG). Zukünftig werden 
den ehemaligen Studierenden offene BAföG-Schulden nach 20 Jahren komplett erlassen, 
wenn es ihnen aufgrund von geringem Einkommen nicht möglich war, die BAföG-Raten zu 
leisten. Das gilt aber nur, wenn sie in der Zeit davor ihre Zahlungs- und Mitwirkungspflichten 
erfüllt haben, oder sich von den Ratenzahlungen korrekt befreien lassen konnten.Bei leichter 
Verletzung der Pflichten kann die Darlehensschuld zur Vermeidung einer „unbilligen Härte“ 
auf Antrag erlassen werden. 

Nach 20 Jahren werden die offenen Schulden zukünftig komplett erlassen. Das gilt nur, 
wenn man zuvor gezahlt hat oder sich korrekt befreien lassen konnte.  
Diese neue Regelung zum Schuldenerlass gilt nicht nur für neu entstehende Zahlungsver-
pflichtungen, sondern auch für alte BAföG-Schulden. Das Gesetz sieht hier eine Über-
gangsfrist von 6 Monaten ab dem 1. September 2019 vor. Ehemalige Studierende mit alten 
BAföG-Schulden haben somit bis zum 29. Februar 2020 die Möglichkeit, einen Antrag auf 
Erlass der Schulden zu stellen. Dafür ist gegenüber dem Bundesverwaltungsamt schriftlich 
zu erklären, dass die Erlassregelung für die Rückzahlung des gesamten Darlehns ange-
wendet werden soll.  
 
Auch die neuen Freistellungsregelungen (§18a BAföG) sind auf diesem Weg auf „Altfälle“ 
übertragbar. 
 
 

Bundesgesetz über individuelle Förderung der Ausbildung 
(Bundesausbildungsförderungsgesetz - BAföG) 

§ 18 Darlehensbedingungen 
(1)….(11) 

(12) Darlehensnehmenden, die während des Rückzahlungszeitraums nach Absatz 3 Satz 1 ihren 
Zahlungs- und Mitwirkungspflichten jeweils rechtzeitig und vollständig nachgekommen sind, ist die 
verbleibende Darlehensschuld zu erlassen. Sind die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt, ist 
dies durch Bescheid festzustellen. Auf Antrag kann zur Vermeidung einer unbilligen Härte die 
verbleibende Darlehensschuld auch dann erlassen werden, wenn im Rückzahlungsverfahren in nur 
geringfügigem Umfang gegen die Zahlungs- und Mitwirkungspflichten verstoßen wurde. Der Antrag 
nach Satz 3 ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe eines ablehnenden Bescheids nach Satz 2 zu 
stellen. 

(13), (14) 

 
§ 18a Einkommensabhängige Rückzahlung 
(1) Auf Antrag sind Darlehensnehmende während der Rückzahlungsfrist des § 18 Absatz 3 Satz 1 bis 
spätestens zu deren Ablauf von der Verpflichtung zur Rückzahlung freizustellen, soweit ihr 
Einkommen monatlich jeweils den Betrag von 1 225 Euro nicht um mindestens 42 Euro übersteigt. 
Der in Satz 1 bezeichnete Betrag erhöht sich für  

1. Ehegattinnen, Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner um 610 Euro, 



2. jedes Kind der Darlehensnehmenden um 555 Euro, 
wenn sie nicht in einer Ausbildung stehen, die nach diesem Gesetz oder nach § 56 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch gefördert werden kann. Die Beträge nach Satz 2 mindern sich um das Einkommen 
der Ehegattinnen, Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner und Kinder. Als Kinder gelten 
insoweit außer eigenen Kindern der Darlehensnehmenden die in § 25 Absatz 5 Nummer 1 bis 3 
bezeichneten Personen. § 47 Absatz 4 und 5 gilt entsprechend. 

(2) Auf besonderen Antrag erhöht sich der in Absatz 1 Satz 1 bezeichnete Betrag  

1. bei behinderten Menschen um den Betrag der behinderungsbedingten Aufwendungen 
entsprechend § 33b des Einkommensteuergesetzes, 

2. bei Alleinstehenden um den Betrag der notwendigen Aufwendungen für die Dienstleistungen 
zur Betreuung eines zum Haushalt gehörenden Kindes, das das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, bis zur Höhe von monatlich 175 Euro für das erste und je 85 Euro für jedes weitere Kind. 

(3) Auf den Antrag nach Absatz 1 Satz 1 erfolgt die Freistellung vom Beginn des Antragsmonats an in 
der Regel für ein Jahr, rückwirkend erfolgt sie für längstens vier Monate vor dem Antragsmonat 
(Freistellungszeitraum). Das im Antragsmonat erzielte Einkommen gilt vorbehaltlich des Absatzes 4 
als monatliches Einkommen für alle Monate des Freistellungszeitraums. Die Darlehensnehmenden 
haben das Vorliegen der Freistellungsvoraussetzungen nachzuweisen, soweit nicht durch 
Rechtsverordnung auf Grund des § 18 Absatz 14 Nummer 2 etwas Abweichendes geregelt ist. Soweit 
eine Glaubhaftmachung mittels der Versicherung an Eides statt zugelassen ist, ist das 
Bundesverwaltungsamt für die Abnahme derselben zuständig. 

(4) Ändert sich ein für die Freistellung maßgeblicher Umstand nach der Antragstellung, so wird der 
Bescheid vom Beginn des Monats an geändert, in dem die Änderung eingetreten ist. Nicht als 
Änderung im Sinne des Satzes 1 gelten Regelanpassungen gesetzlicher Renten und 
Versorgungsbezüge. 

 

§ 66a Übergangs- und Anwendungsvorschrift 
(1)….(8) 

(7) Darlehensnehmende, denen Förderung mit Darlehen nach § 17 in einer vor dem 1. September 
2019 geltenden Fassung geleistet wurde, mit Ausnahme von Bankdarlehen nach § 18c, können 
binnen einer Frist von sechs Monaten nach diesem Datum jeweils durch schriftliche oder 
elektronische Erklärung gegenüber dem Bundesverwaltungsamt verlangen, dass für die Rückzahlung 
des gesamten Darlehens § 18 Absatz 12 und § 18a in der am 1. September 2019 anzuwendenden 
Fassung anzuwenden sind. Für Darlehensnehmende, die den dort genannten Rückzahlungszeitraum 
von 20 Jahren überschritten haben, gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass für den Erlass nach § 18 Absatz 
12 Satz 1 in der ab dem 1. September 2019 anzuwendenden Fassung die Voraussetzungen für den 
gesamten Zeitraum vor Äußerung des Verlangens vorgelegen haben müssen. 

(8) Abweichend von § 18 Absatz 3 Satz 1 und § 18c Absatz 6 und 7 beträgt die Rate bis zum 31. März 
2020 105 Euro. 

 

 

 

 

 

           Stand: 8-2019 
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